
 
 
 
 
Fachbereich Ordnung 
Fachdienst Ausländer- u. Staatsangehörigkeitsangelegenheiten 
Postanschrift: Hiroshimaplatz 1-4. 37083 Göttingen  
Tel: (0551) 400-3168, 400-2983, 400-4294 oder 400-2162 
E-Mail: auslaenderstelle@goettingen.de 

 
Einbürgerung 
 
Den ausgefüllten und unterschriebenen Antragsvordruck reichen Sie bitte nach vorheriger 
Terminvereinbarung persönlich bei mir ein.   
 
Sämtliche Unterlagen sind im Original zusammen mit einer Kopie vorzulegen.  
 
Ausländische Urkunden und Schriftstücke sind mit einer Übersetzung in die deutsche Spra-
che, die von einem öffentlich beeidigten oder anerkannten Dolmetscher beglaubigt wurden, 
einzureichen.  
 
Für die Bearbeitung Ihres Einbürgerungsantrages sind folgende (angekreuzte) Unterlagen 
notwendig. Diese Übersicht ist nicht zwingend abschließend. Es kann durchaus sein, dass im 
laufenden Einbürgerungsverfahren weitere Unterlagen vorzulegen sind.  
 
Jede Person ab 16 Jahre füllt bitte einen eigenen Antrag aus. Die Miteinbürgerung minderjäh-
riger Kinder unter 16 Jahre ist unter Ziffer 2 zu beantragen.  
 
 
 Gültiger Pass oder Ausweis, Aufenthaltstitel 
 
 Staatsangehörigkeitsnachweis oder Staatsangehörigkeitsausweis 
 
 Tabellarischer Lebenslauf (nur von Einbürgerungsbewerbern, die das 16. Lebensjahr 

vollendet haben) 
 
 Ein Lichtbild aus neuerer Zeit (nur von Einbürgerungsbewerbern, die das 16. Lebens-

jahr vollendet haben) 
 
 Geburtsurkunde 
 
 Heiratsurkunde 
 
 Nachweis über die Auflösung einer früheren Ehe (Scheidungsurteil, Sterbeurkunde) 
 
 Sorgerechtsnachweis für Kinder, für die die Miteinbürgerung beantragt wird  
 
 Bei deutsch-verheirateten Einbürgerungsbewerbern: Pass oder Ausweis des deut-

schen Ehe- oder Lebenspartners (ist dieser selbst eingebürgert worden, die Einbür-
gerungsurkunde) 

 
 Nachweise über absolvierte Deutschkurse (mindestens Zertifikat Deutsch B 1) oder 

z.B. deutscher Schul- oder Berufsausbildungsabschluss oder abgeschlossenes Stu-
dium an einer deutschen Hochschulschule oder Fachhochschule 

 
 Nachweis über erfolgreich bestandenen Einbürgerungstest (z.B. Volkshochschule 

Göttingen Osterode gGmbH) oder deutscher Schulabschluss  
 

Fortsetzung siehe Rückseite 
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 Ausbildungs-, Studien-, Schulabschlüsse (in Deutschland) 
 
 bei andauerndem Schulbesuch, andauernder Ausbildung-, andauerndem Studium 
 die letzten vier Versetzungszeugnisse und aktuelle Schulbescheinigung, Ausbil-

dungsvertrag oder Immatrikulationsbescheinigung 
 
 Nachweise über das Einkommen (Familieneinkommen, d.h. bei Verheirateten von 

beiden Ehe- oder Lebenspartnern), z.B.:  
- anliegende Arbeitgeberbescheinigung oder Arbeitsvertrag zusammen mit den Ver-

dienstbescheinigungen (Gehaltsabrechnungen) der letzten 3 Monate, 
- bei Selbstständigen die betriebswirtschaftliche Auswertung des letzten Halbjahres, 

der letzte Einkommensteuerbescheid, die Gewerbeanzeige/Gewerbeerlaubnis, 
- Nachweis über die monatlichen Unterhaltszahlungen der Unterhaltspflichtigen,  
- Rentenbescheid, 
- Bescheid über die Gewährung von Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch, Zwei-

tes oder Zwölftes Buch (SGB II/XII), Wohngeldbescheid, Arbeitslosengeldbescheid, 
Elterngeldbescheid, BAföG – Bescheid, Kindergeldbescheid, Kinderzuschlag) 

 
 Nachweise über Unterhaltszahlungen an unterhaltsberechtigte Angehörige, die nicht 

im gemeinsamen Haushalt leben 
 
 Bei Bezug öffentlicher Mittel sind zusätzlich noch folgende Unterlagen vorzulegen:  

- Nachweise über erfolgte Aus-, Fort-, u. Weiterbildungsmaßnahmen oder Umschu-
lungsmaßnahmen ab der Einreise in die Bundesrepublik Deutschland,  

- Bewerbungsunterlagen der letzten 12 Monate (Bewerbungsschreiben, Antworten,    
  Einladungen zu Vorstellungsterminen) 

 
 Nachweise zur Altersvorsorge von Ihnen und gegebenenfalls Ihrem Ehe- oder Le-

benspartner z. B: 
- Rentenmitteilung der Deutschen Rentenversicherung,  
- Rentenversicherungsverlauf der Deutschen Rentenversicherung,  
- private Rentenversicherung,  
- private Lebensversicherung.       

 
 Mietvertrag o. Grundsteuer- bzw. Abgabenbescheid bei Eigentum 
 
 anliegende Vordrucke unterschrieben zurück (Gebührenhinweis, Verfassungserklä-

rung – beachten Sie bitte das beigefügte Informationsblatt zur freiheitlich demokrati-
schen Grundordnung)  

 
 
 
   
 
 
 

Während des laufenden Einbürgerungsverfahrens sind Sie verpflichtet, 
jede Änderung Ihrer persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse un-
verzüglich mitzuteilen. 
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Fachbereich Ordnung    
Fachdienst Ausländer- u. Staatsangehörigkeitsangelegenheiten 
Postanschrift: Hiroshimaplatz 1-4, 37083 Göttingen  
Tel: (0551) 400-3168, 400-2983, 400-4294 oder 400-2162 
E-Mail: auslaenderstelle@goettingen.de 
    

Antrag auf Einbürgerung 
 

Bitte den Antrag in Druckschrift ausfüllen. Es sind alle Fragen zu beantworten. Sollte der Platz 
bei einer Frage nicht ausreichen, so machen Sie weitere Ausführungen bitte auf einem Beiblatt. 
 

Ich beantrage meine Einbürgerung. 
 

1.    Über meine persönlichen Verhältnisse mache ich folgende Angaben: 
 

1.1  Angaben zur Person 
Familienname, ggf. Geburtsname 

 
Vorname(n) 

Geburtstag 
 

Geburtsort, Kreis, Staat 

Anschrift (Straße, Hausnummer, ggf. Appartementnummer, Postleitzahl, Wohnort) 
 

Telefon                                                                                                                                                               E-Mail 

Familienstand 

 ledig  verheiratet seit:   verwitwet seit:                                    

  geschieden seit:   getrennt lebend seit: 

Tag und Ort der Eheschließung 
 

 

Ehegatte/Lebenspartner 
Familienname, ggf. Geburtsname 
 

Vorname(n) 

Geburtstag 

 
Geburtsort, Kreis, Staat  

Staatsangehörigkeit(en) 
 
Anschrift 
 

 

Frühere Ehen 
Frühere Ehen des Einbürgerungsbewerbers/der Einbürgerungsbewerberin 

  Ja                 Nein 

 
        1. Ehe 

von bis aufgelöst durch 

 Staatsangehörigkeit(en) des früheren Ehegatten 

 
        2. Ehe 

von bis aufgelöst durch 

 Staatsangehörigkeit(en) des früheren Ehegatten 

 

1.2 Staatsangehörigkeitsverhältnisse 
Derzeitige Staatsangehörigkeit(en) 
 

 nachgewiesen durch Pass/Staatsangehörigkeitsbescheinigung 

 nicht nachgewiesen 

Frühere Staatsangehörigkeit(en) 
 

Grund des Verlustes: 

Nachgewiesen durch: 
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1.3 Aufenthalt 
 
Aufenthalt in Deutschland 
von bis in (Ort/Bundesland) 

   

   

   

   

   

 

Unterbrechung des Aufenthalts in Deutschland (keine Urlaubsaufenthalte) 
von bis in (Ort/Staat) 

   

   

   

   

   

 
gültiger Aufenthaltstitel 

 
  Niederlassungserlaubnis.            Aufenthaltserlaubnis nach §  ________________. 

 
  freizügigkeitsberechtigte Unionsbürger   ________________. 

 
Schulausbildung in Deutschland 
von                       bis                        Schulart                                        Staat                                        Abschluss 

     

     

     

     

 

Berufsausbildung/Studium in Deutschland 
von                       bis                        Art                                                 Staat                                        Abschluss 

     

     

     

     

 
 

Arbeitsverhältnisse/selbständige Tätigkeiten in Deutschland 
von                       bis                        Art                                                             Arbeitgeber, Ort 
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1.4 Eltern 
  Leibliche Eltern   Adoptiveltern 

Tag und Ort der Eheschließung 

 

 
 
Vater 
Familienname, ggf. Geburtsname 

 
Vorname(n) 

Geburtstag 

 
Geburtsort, Kreis, Staat 

Staatsangehörigkeit(en) 

 
Wohnort 

 
 
Mutter 
Familienname, ggf. Geburtsname 

 
Vorname(n) 

Geburtstag 

 
Geburtsort, Kreis, Staat 

Staatsangehörigkeit(en) 

 
Wohnort 

 
 
Nur zu beantworten, wenn Einbürgerungsbewerber(in) minderjährig ist 

Die Ehe der Eltern besteht fort 

  Ja                     Nein (wenn ‘Nein’, bitte auch die beiden folgende Fragen beantworten) 
Einbürgerungsbewerber(in) wird vertreten durch: 

 
Das Recht der Vertretung beruht auf: 

 
 

 
 
2. Kinder 
Hier sind minderjährige und volljährige Kinder einzutragen. 
 

1. Kind 
Familienname, ggf. Geburtsname 

 
Vorname(n) 

Geburtstag 

 
Geburtsort, Kreis, Staat 

Staatsangehörigkeit(en) 

 
Das Kind soll mit eingebürgert werden 

  Ja                    Nein 

 

2. Kind 
Familienname, ggf. Geburtsname 

 
Vorname(n) 

Geburtstag 

 
Geburtsort, Kreis, Staat 

Staatsangehörigkeit(en) 

 
Das Kind soll mit eingebürgert werden 

  Ja                    Nein 

 

3. Kind 
Familienname, ggf. Geburtsname 

 
Vorname(n) 

Geburtstag 

 
Geburtsort, Kreis, Staat 

Staatsangehörigkeit(en) 

 
Das Kind soll mit eingebürgert werden 

  Ja                    Nein 
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4. Kind 
Familienname, ggf. Geburtsname 

 
Vorname(n) 

Geburtstag 

 
Geburtsort, Kreis, Staat 

Staatsangehörigkeit(en) 

 
Das Kind soll mit eingebürgert werden 

  Ja                    Nein 

 

5. Kind 
Familienname, ggf. Geburtsname 

 
Vorname(n) 

Geburtstag 

 
Geburtsort, Kreis, Staat 

Staatsangehörigkeit(en) 

 
Das Kind soll mit eingebürgert werden 

  Ja                    Nein 
 

Von diesen Kindern (bitte jeweils die laufende Nummer eintragen) 
stammen aus der jetzigen Ehe 

 
stammen aus einer früheren Ehe stammen aus keiner Ehe 

 
3. Familieneinheit 
Familien- und Vorname der Familienmitglieder (Ehegatte und minderjährige Kinder), die nicht mit eingebürgert werden sollen 

 
 
Gründe 

 
 

 
4. Deutsche Sprachkenntnisse  
 

Herkunft der Sprachkenntnisse 
durch Schulbesuch  

  Ja            Nein 

durch Studienabschluss in Deutschland 

  Ja            Nein 

durch Berufsausbildung in Deutschland 

  Ja            Nein 

durch Sprachkurs   

  Ja            Nein 

erreichtes Zertifikat: 

 
5. Straftaten 
 

Mir ist bewusst, dass Falschangaben zu einer strafrechtlichen Verfolgung führen. 
 

  Ich versichere, dass gegen mich keine Ermittlungs- oder Strafverfahren anhängig   
      waren oder sind.     
        

  Gegen mich waren oder sind folgende Ermittlungs- oder Strafverfahren anhängig:  
       
Angaben über Vorstrafen und/oder über anhängige Ermittlungsverfahren: 
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6. Wirtschaftliche Verhältnisse 
 

  Einkünfte aus unselbstständiger Tätigkeit, monatlich EUR: ……… 
 

  Einkünfte aus selbstständiger Tätigkeit, monatlich EUR ……… 
 

  Kindergeld, monatlich EUR ……… 
 

  Kinderzuschlag, monatlich EUR ……… 
 

  Arbeitslosengeld I, monatlich EUR ……… 
 

  Bürgergeld, monatlich EUR ……… 
 

  Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsunfähigkeit, monatlich EUR ……… 
 

  Rente, monatlich EUR ……… 
 

  Unterhalt, monatlich EUR ……… 
 

  Einkünfte von Familienangehörigen (Ehepartner, im Haushalt lebende Kinder), monatlich EUR ……… 
 

  Sonstige Einkünfte, monatlich EUR ……… 
 
 
 
 
 
Für meine Alterssicherung ist gesorgt 

  Nein   Ja, durch: 

 
Ich habe Unterhaltsverpflichtungen 

  Ja    Nein 

Wenn ja, in welcher Höhe 

 
monatlich EUR ……………… 

 
 
7. Sonstiges 
Ich habe in der Bundesrepublik Deutschland bereits früher die Einbürgerung beantragt 

  Nein                               Ja, bei (Behörde und Aktenzeichen) 

 
 
8. Begründung des Einbürgerungsantrages 
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9. Lichtbild (aus neuerer Zeit) 
 
 
 
Nur erforderlich von Einbürgerungs- 
bewerbern ab 16. Lebensjahr. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die nachfolgenden Hinweise bitte aufmerksam lesen. Sie bestätigen mit Ihrer 
Unterschrift unter dem Antrag die Kenntnisnahme sowie die Einwilligung zur 
Datenerhebung und Auskunftserteilung. 
 
 

10. Datenerhebung 
Die im Antrag verlangten Angaben werden für die Entscheidung über Ihren Einbürgerungsantrag 
benötigt. Ohne diese Angaben ist die Bearbeitung des Antrages nicht möglich. 
 
 
Auskunftserteilung: 
Ich bin damit einverstanden, dass der zuständige Träger nach dem Sozialgesetzbuch II und XII, die 
Agentur für Arbeit, die zuständige Wohngeldstelle, der Fachbereich Jugend, die 
Beschäftigungsförderung Göttingen und das Amt für Ausbildungsförderung die Angaben zu den 
erforderlichen Sozialdaten offenbaren. 
 
Mit der Auskunftserteilung der Finanzbehörden über meine Einkommensverhältnisse, einschließlich 
etwaiger Steuerstrafverfahren, bin ich einverstanden. 
 
Ich bin damit einverstanden, dass die Polizeibehörden, der Landesverfassungsschutz, die 
Staatsanwaltschaften und Gerichte Auskünfte über etwaige Ermittlungs- oder Strafverfahren erteilen. 
Der Einholung einer unbeschränkten Auskunft aus dem Bundeszentralregister stimme ich zu. 
 
Ich versichere die Richtigkeit meiner Angaben. Ich habe davon Kenntnis, dass falsche oder 
unvollständige Angaben zur Ablehnung oder zur Zurücknahme der Einbürgerung führen 
können. 
 
Ich verpflichte mich, Änderungen meiner persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnisse 
unverzüglich mitzuteilen. 
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11. Unterschrift(en) 
 

Einbürgerungsbewerber/in 

 
Ort, Datum 

Göttingen, _______________ 
 
                                                                                           Unterschrift Einbürgerungsbewerber(in) 
                                                                                           oder des gesetzlichen Vertreters: 
 

                                                                                 
_____________________________ 
                                                           
_____________________________ 

 

 
Miteinbürgerung von Kindern 
 

Ich/Wir beantrage(n) die Einbürgerung folgender Kinder (bitte namentlich aufführen): 
 
 

 
 

 
Ort, Datum 

Göttingen, _______________ 
 
                                                                                            Unterschrift(en) der/des gesetzlichen Vertreter(s): 
 

                                                                     ____________________________ 
 

 
                                                                     _____________________________ 
 

 
Minderjährige/r Einbürgerungsbewerber/in über 16 Jahre 
 

Dem Antrag auf Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit stimme(n) ich/wir zu. 

 
Ort, Datum 

Göttingen, _______________ 
 
                                                                                            Unterschrift(en) der/des gesetzlichen Vertreter(s): 
 

                                                                    ___________________________ 
 
 

                                                                    ___________________________ 
 

 

 
Beglaubigungsvermerk 
 
Die vorstehende(n) Unterschrift(en) wurden vor mir vollzogen. 
 
Göttingen, ....................... Stadt Göttingen 

 Fachbereich Ordnung 
 Die Oberbürgermeisterin 
 Im Auftrag 



 



 
 

Stand 29.04.2024 

 
I.  Bekenntnis zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung 

 
Die freiheitliche demokratische Grundordnung ist Grundlage für das friedliche 
Zusammenleben der Menschen in der Bundesrepublik Deutschland. In diesem Begriff fasst 
man die Wertvorstellungen des Grundgesetzes zusammen. Zu den grundlegenden 
Prinzipien der freiheitlichen demokratischen Grundordnung zählen insbesondere 

- die Achtung der Menschenrechte, vor allem das Recht jedes Menschen auf Leben und 
freie Entfaltung und Gleichbehandlung (hierzu zählt auch die Gleichberechtigung von 
Frau und Mann), 

- die Souveränität des Volkes, 

- die Gewaltenteilung, 

- die Verantwortlichkeit der Regierung, 

- die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, 

- die Unabhängigkeit der Gerichte, 

- das Mehrparteienprinzip und die Chancengleichheit für alle Parteien mit dem Recht auf 
verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Opposition sowie 

- den Gedanken der Völkerverständigung, insbesondere das friedliche Zusammenleben 
der Völker. 

 
Nähere Erläuterungen hierzu finden Sie auf den nächsten Seiten. 
 

II.  Bekenntnis zur besonderen historischen Verantwortung Deutschlands für die 
nationalsozialistische Unrechtherrschaft und ihren Folgen, insbesondere für den 
Schutz jüdischen Lebens, sowie zum friedlichen Zusammenleben der Völker und 
dem Verbot der Führung eines Angriffskrieges 

 
Das Grundgesetz und die ihm zugrundeliegenden Werte können als Gegenentwurf zu dem 
Totalitarismus des nationalsozialistischen Regimes gedeutet werden. Im Gegensatz zur 
Demokratie und der in Deutschland geltenden freiheitlichen demokratischen Grundordnung ist 
der Totalitarismus eine politische Herrschaft, die die uneingeschränkte Verfügung über die 
Beherrschten – das Staatsvolk – und ihre völlige Unterwerfung unter ein politisches Ziel 
verlangt. 
 
Das deutsche Volk hat seine Lehren aus der Vergangenheit gezogen. Eine Wiederholung des 
unter der nationalsozialistischen Unrechtherrschaft ergangenen Unrechts soll ein für alle Mal 
ausgeschlossen werden. So sind alle Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht 
vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere die 
Führung eines Angriffskrieges, nicht mit dem Grundgesetz vereinbar und verfassungswidrig. 

Freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes ist eine 
Staatsform, die keine Gewalt- und Willkürherrschaft kennt. Die Staatsgewalt wird vom 
Volke über die von ihm gewählten Vertreterinnen und Vertreter im Parlament 
ausgeübt. Sie beinhaltet einen Rechtsstaat, der die Menschenwürde, Freiheit und 
Gleichheit jedes Einzelnen schützt. 

Informationsblatt  

für Einbürgerungsbewerberinnen und Einbürgerungsbewerber 



 
 

Stand 29.04.2024 

Die Anerkennung des friedlichen Zusammenlebens der Völker sowie die aus der 

Vergangenheit gezogenen Lehren, erfordern vor allem die Anerkennung des Existenzrechts 

des Staates Israel. 

 

III.  Bekenntnisse im Einbürgerungsverfahren 

 

Für Ihre Einbürgerung ist es wichtig, dass Sie die Elemente der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung verstanden haben und akzeptieren. Sie müssen sich vor der Einbürgerung zu 

den Grundwerten der freiheitlichen demokratischen Grundordnung bekennen und diese teilen. 

Dies bestätigen Sie mit Ihrer Unterschrift. 

 

Durch die Einbürgerung werden Sie zudem Teil des Volkes, dass seine Lehren aus der 

Vergangenheit gezogen hat. Sie müssen sich daher zu diesem elementaren Grundsatz 

bekennen. Auch dies bestätigen Sie zusätzlich mit Ihrer Unterschrift. 

 

Weiterhin haben Sie schriftlich zu erklären, dass Sie keine Bestrebungen verfolgen oder 

unterstützen, die 

• sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung wenden, 

• sich gegen den Bestand oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 

richten, 

• eine Beeinträchtigung der Amtsausübung der gewählten Verfassungsorgane des 

Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziel haben, 

• die auswärtigen Belange der Bundesrepublik Deutschland durch Ausübung von 

Gewalt oder durch Vorbereitung solcher Handlungen gefährden oder 

• eine antisemitische, rassistische, fremdenfeindliche oder sonstige 

menschenverachtende Handlung zum Ziele haben. 

 

Sollten Sie in der Vergangenheit derartige Bestrebungen verfolgt und unterstützt haben, ist 

eine entsprechende Erklärung unter der Voraussetzung möglich, dass Sie sich hiervon 

abgewendet haben und dies glaubhaft machen können. 

 

 

Bitte stellen Sie Fragen, wenn Ihnen hierzu etwas unklar geblieben ist  

oder Sie die Bedeutung nicht verstanden haben. 

  



 
 

Stand 29.04.2024 

Nähere Erläuterungen zu der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 

 

1.  Demokratie 
Nach dem Grundgesetz geht alle Staatsgewalt vom Volke aus. Das Volk bestimmt in 
regelmäßigen Wahlen Vertreter im Bund, in den Ländern und in den Gemeinden. Diese 
nehmen die Interessen der jeweiligen Ebene, für die sie gewählt wurden, wahr und treffen die 
Entscheidungen nach dem Mehrheitsprinzip. 
 

2.  Achtung der Grundrechte 
Die Grundrechte ermöglichen es dem Einzelnen unter anderem, sich gegen deren 
Beeinträchtigung durch den Staat zu wehren. Der Staat hat die Grundrechte eines jeden 
Menschen zu schützen, aber auch gegen andere Menschen, Personenvereinigungen und 
Organisationen. Jeder Mensch hat Anspruch auf freie Entfaltung seiner Persönlichkeit. 
Niemand darf andere in ihrer freien Selbstbestimmung beeinträchtigen z. B. hinsichtlich der 
religiösen Betätigung sowie des Zugangs zu Informationen, zur Bildung und zum Berufsleben. 
Männer und Frauen sind gleichberechtigt. 
 
Handlungen und Äußerungen, die antisemitische, rassistische oder sonstige 
menschenverachtende Ziele verfolgen, sind mit der vom Grundgesetz garantierten Würde und 
Gleichheit aller Menschen unvereinbar. 
 

3.  Gewaltenteilung 
Der Grundsatz der Gewaltenteilung dient der Hemmung und Kontrolle staatlicher Macht. Die 
vom Volk ausgehende Staatsgewalt (vgl. oben unter 1.) wird durch besondere Organe der 
Gesetzgebung (Parlamente), der vollziehenden Gewalt (Regierungen und Verwaltungen) und 
der Rechtsprechung (Gerichte) ausgeübt. Die Parlamente kontrollieren die Arbeit der 
Regierung. 
 

4.  Rechtsstaatsprinzip 
Das Rechtsstaatsprinzip gewährleistet vor allem, dass Regierung und Verwaltung die Gesetze 
einhalten und es einen gerichtlichen Rechtsschutz bei Rechtsverletzungen durch die 
öffentliche Gewalt gibt. Jedem Bürger steht der Weg zu den Gerichten offen. 
 

5.  Gesetzmäßigkeit der Verwaltung 
Die Verwaltungen müssen die Gesetze beachten und anwenden. Maßnahmen, die in Rechte 
des Bürgers eingreifen, bedürfen zu ihrer Rechtfertigung grundsätzlich einer gesetzlichen 
Grundlage, die diese Maßnahmen zulässt oder erlaubt. 
 

6.  Unabhängigkeit der Gerichte 
Die Gerichte sind unabhängig. Sie können von Regierungen oder Parlamenten nicht 
kontrolliert werden. Die Richter sind nur ihrem Gewissen bei der Rechtsanwendung 
verpflichtet. Jeder Bürger hat einen Anspruch auf einen fairen Prozess. 
 

7.  Mehrparteienprinzip und Chancengleichheit der politischen Parteien 
Ein wesentliches Merkmal der freiheitlichen demokratischen Grundordnung ist, dass es 
verschiedene Parteien gibt. Alle Parteien haben die gleichen Chancen, ihre politischen 
Vorstellungen in die Tat umzusetzen. Gründung, Bestand und Tätigkeit der Parteien sind frei 
von staatlichen Einflüssen und Eingriffen. Bei Wahlen haben alle Parteien die gleichen 
Möglichkeiten, für sich zu werben und gewählt zu werden. Durch das Mehrparteienprinzip wird 
die Meinungsvielfalt im öffentlichen Leben gewährleistet. 
  



 
 

Stand 29.04.2024 

8.  Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Opposition 

Die Opposition bildet das politische Gegengewicht zur Regierung und hat die Aufgabe sie zu 

kontrollieren. Sie kann Gesetzentwürfe einbringen. Die Regierung darf die Opposition nicht in 

ihrer Arbeit behindern. 

 

9.  Gedanke der Völkerverständigung, insbesondere das friedliche  

Zusammenleben der Völker 

Der Gedanke der Völkerverständigung sowie das friedliche Zusammenleben der Völker ist 

darauf ausgerichtet, den Frieden zwischen den einzelnen Völkern und Staaten zu wahren. 

Dies umfasst auch die Anerkennung des Existenzrechts des Staates Israel. Es widerspricht 

dem Gedanken der Völkerverständigung Gewalt in das Verhältnis von Völkern hineinzutragen 

und dadurch das friedliche Miteinander der Menschen zu beinträchtigen, insbesondere durch 

bewaffnete Auseinandersetzungen und die Führung eines Angriffskrieges. 

 



 

Familienname, Vorname                                                                                                      Geburtsdatum, -ort 

 
 

Anschrift 

 

 

  Erklärung 
 

1. Ich bekenne mich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung  
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland.  
Insbesondere erkenne ich an: 

a) das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen und Abstimmungen und durch 
besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung 
auszuüben und die Volksvertretung in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und 
geheimer Wahl zu wählen, 

b) die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungsmäßige Ordnung und die Bindung  
der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung an Gesetz und Recht, 

c) das Recht auf Bildung und Ausübung einer parlamentarischen Opposition, 

d) die Ablösbarkeit der Regierung und ihre Verantwortlichkeit gegenüber der Volksvertretung, 

e) die Unabhängigkeit der Gerichte, 

f) den Ausschluss jeder Gewalt- und Willkürherrschaft, 

g) die im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechte und 

h) dass antisemitisch, rassistisch oder sonstige menschenverachtend motivierte Handlungen 
mit der Menschenwürdegarantie des Grundgesetzes unvereinbar sind und dem Bekenntnis 
entgegenstehen. 

 
2. Ich bekenne mich außerdem 

a) zur besonderen historischen Verantwortung Deutschlands für die nationalsozialistische 
Unrechtsherrschaft und ihre Folgen, insbesondere für den Schutz jüdischen Lebens, sowie 

b) zum friedlichen Zusammenleben der Völker und dem Verbot der Führung eines 
Angriffskrieges. 

 
3. Ich erkläre, dass ich keine Bestrebungen verfolge oder unterstütze oder verfolgt oder 

unterstützt habe, die 

a) gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder 

b) eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung der Verfassungsorgane des Bundes 
oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziele haben oder 

c) durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige 
Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden.“ 

 
Die vorstehende Erklärung wurde mir vor der Unterzeichnung ausgehändigt oder zugesandt, so 
dass ich die Möglichkeit hatte, mir schwer verständliche Passagen erläutern zu lassen oder 
nachzulesen. 

Den Inhalt der Erklärung habe ich verstanden. 

 
 

Göttingen, _________________       ____________________________________ 
 Datum  Unterschrift/en 
 

                                                              ____________________________________ 
  Unterschrift Sachbearbeiter/in 



 



 

 

Familienname, Vorname 

 

 

Geburtsdatum, -ort 

 
Anschrift 

 

 

Erklärung zum Einbürgerungsantrag 

 

Von der nachstehenden Gebührenregelung habe ich Kenntnis genommen. 

 

Die Einbürgerung ist gebührenpflichtig. 

 

Die Gebühr für die Einbürgerung beträgt 255,-- EUR pro Person. Sie er-

mäßigt sich für ein minderjähriges Kind, das miteingebürgert wird und 

keine eigenen Einkünfte hat, auf 51,-- EUR. 

 

Mir ist bekannt, dass eine Bearbeitungsgebühr in jedem Fall erhoben wird, wenn der 

Einbürgerungsantrag bei der Einbürgerungsbehörde eingegangen ist (auch bei Ableh-

nung ¾ der Gebühr oder bei Zurücknahme des Antrages ½ der Gebühr). 

 

 

Ich verpflichte mich, Änderungen meiner persönlichen oder wirtschaftlichen 

Verhältnisse der Einbürgerungsbehörde unverzüglich mitzuteilen. 

Ich werde während des Einbürgerungsverfahrens dafür sorgen, dass ich ständig 

schriftlich erreichbar bin und Anschriftenänderungen der Einbürgerungsbe-

hörde sofort anzeigen. 

 

Göttingen, den 

 

 

________________________________ 

(Unterschrift) 



 



 
 
 
Arbeitgeberbescheinigung 
 
zur Vorlage bei der Einbürgerungsbehörde 
 
 
 
 
Herr/ Frau ___________________________________________________________ , 
 
geb. am ________________ in ___________________________________________ , 
 
wh. in Göttingen, ______________________________________________________ , 
 
ist bei uns seit dem _________________ als ________________________________ 
 
beschäftigt. 
 
Das durchschnittliche monatliche Bruttogehalt beträgt: ____________________EUR. 
 
 
 

  Die Probezeit ist abgelaufen bzw. läuft ab am _________________ 

 

  Das Arbeitsverhältnis ist befristet bis zum __________________. 

 

  Das Arbeitsverhältnis ist unbefristet. 

 
 
 
_________________________________ 
( Ort,  Datum ) 
 
 
 
 
 
 
_________________________________________________ 
( Firmenstempel mit An - und Unterschrift des Arbeitgebers ) 
 


